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Rechtsanwalt
Andreas Gerstmeier

von Dornbach
Quelle: Dornbach

Grundstücksrecht. Regelungen in
Bauträgerverträgen, wonach die letzte Rate
auf ein Notaranderkonto zu zahlen ist,
sind unwirksam, weil sie ein
Zurückbehaltungsrecht des Käufers
ausschließen oder zumindest einschränken.

OLG Schleswig, Urteil vom 21. Februar 2020,
Az. 1 U 19/19

Hinterlegungsklauseln zugunsten
des Bauträgers sind unwirksam
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DER FALL

EinBauträger verklagte einenKunden, der
mit einem Bauträgervertrag mehrere
Wohnungen von ihm erworben hatte. Der
Vertrag regelte, dass der Käufer die letzte
Rate des Kaufpreises vor Besitzübergabe
auf ein Treuhandkonto des Notars zu zah-
len hatte. DasGeld sollte an denBauträger
ausgezahlt werden, sobald dem Notar ein
vom Käufer unterschriebenes Abnahme-
protokoll vorlag, nachdem die Gegen-
stände der Eigen- und Gemeinschafts-

nutzung vollständig hergestellt waren und
keine Mängel vorlagen. Falls Mängel bei
derAbnahmevorhanden sein sollten, soll-
ten die Kosten für deren Beseitigung
geschätzt und dieser Betrag im Abnahme-
protokoll festgehalten werden. Der Notar
sollte das Zweifache dieses Betrags einbe-
halten. Der Bauträger verlangte nach der
Fertigstellung die Freigabe der Summe,
obwohl es unstreitig Mängel gab.

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

DIE FOLGEN

Bei dem Bauträgervertrag handelt es sich
um AGB. Das entschied das OLG Schles-
wig gemäß der Rechtsprechung des BGH,
wonach bei Bauträgerverträgen ein erster
Anschein für das Vorliegen von AGB
spricht, auch wenn sie von einem Notar
stammen. Dann urteilte das Gericht, dass
die umstrittene Klausel in ihrer kunden-
feindlichsten Auslegung so zu verstehen
ist, dass trotz der Mängelansprüche die
letzte Rate freigegeben werden kann,
wenn die Mängel nicht im Abnahmepro-
tokoll festgehalten worden sind. Dadurch

wird das Zurückbehaltungsrecht des Käu-
fers aus § 320 BGB unzulässig ausge-
schlossen. Insbesondere mindert die
Klausel den wirtschaftlichen Druck auf
den Bauträger, die Mängel am Bauobjekt
zügig zu beseitigen, der sonst dadurch
besteht, dass der Käufer einen Teil des
Kaufpreises zurückbehält. Wegen der
daraus resultierenden Pflicht in Vorleis-
tung zu gehen, benachteiligt das den Käu-
fer unangemessen. Da die Zahlung damit
ohne Rechtsgrund erfolgte, erhält der
Käufer das hinterlegte Geld zurück.
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WAS IST ZU TUN?

ImRahmenvonBauträgerverträgen sollten
Erwerber sich nicht darauf verlassen, dass
die vom Bauträger vorgelegte Vertragsur-
kunde – auch wenn sie von einem Notar
stammt – ausgewogen gestaltet ist. Zwar
sindNotare, selbst wenn sie einseitig durch
den Bauträger beauftragt werden, bei der
Erstellung von Vertragsentwürfen zur
Unparteilichkeit verpflichtet. Dennoch ist
esmöglich, dass sie versuchen die Position

des Bauträgers zu verbessern, etwa imHin-
blick auf die Teilraten, die auf den Kauf-
preis zu leisten sind. Erwerber sollten für
Hinterlegungsklauseln von Kaufpreisraten
sowohl im Rahmen der Vertragsverhand-
lungen als auch bei der Durchführung des
Vertrages sensibilisiert sein. Bevor sie
Zahlungen leisten, sollten sie ggf. Rechts-
rat einholen. (redigiert von Anja Hall)

Rechtsanwältin
Sabrina Greubel

von Hogan Lovells
Quelle: Hogan Lovells

Mietrecht. Beruht eine öffentlich-rechtliche
Gebrauchsbeschränkung oder ein
Gebrauchshindernis auf der Beschaffenheit
oder Lage der Mieträume, kann diese ein
Mangel sein, der zur außerordentlichen
Kündigung berechtigt.

OLG Dresden, Urteil vom 24. Juni 2020,
Az. 5 U 653/20

Eine Nutzungsuntersagung
kann ein Mangel sein
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DER FALL

Zwischen den Parteien bestand ein
gewerblicher Mietvertrag über den
Betrieb einer Spielhalle. Vereinbart war,
dass der Vermieter keine Gewähr dafür
übernimmt, dass die Räume technischen
Anforderungen sowie behördlichen und
anderen Vorschriften entsprechen und
der Mieter alle behördlichen Auflagen auf
eigene Kosten erfüllt. Nach der Neurege-

lung des Glücksspielstaatsvertrags wurde
dem Mieter die Nutzung als Spielhalle
untersagt, weil sie zu nahe an einer Schule
und damit in einer sogenannten Sperr-
zone lag. Der Mieter kündigte außeror-
dentlich, weil er die Räume nicht mehr
vertragsgemäß nutzen konnte, und zahlte
keine Miete mehr.
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DIE FOLGEN

Zu Recht! Das OLG sieht in der Nutzungs-
untersagung einen erheblichen Mangel,
der verhindert, dass in den Räumen eine
Spielhalle betrieben werden kann, und
den Mieter zur außerordentlichen Kündi-
gung berechtigt. Der Mangel beruht auf
der Lage der Spielhalle in der Sperrzone
und ist nicht in persönlichen oder betrieb-
lichen Umständen desMieters begründet.
Da die Nutzungsuntersagung nicht an-
fechtbar ist, ist derMieter auch tatsächlich
in seinem vertragsmäßigenGebrauch ein-
geschränkt. Die Vermieterhaftung hierfür
ist nach Ansicht des OLG nach demWort-

laut der Vereinbarungen, die Mieter und
Vermieter getroffen haben, nicht auf den
Mieter verlagert worden. Die Nutzungs-
untersagung stellt nämlich einen eigenen
Verwaltungsakt dar und ist nicht nur eine
Nebenbestimmung in Formeiner Auflage,
die der Mieter laut Mietvertrag auf eigene
Kosten zu erfüllen hätte. Auch sind Anfor-
derungen an die Lage der Räume von
technischen Anforderungen, behördli-
chen und sonstigen Vorschriften zu unter-
scheiden, die die Räume selbst betreffen.
Daher greift der vereinbarte Gewährleis-
tungsausschluss nicht.
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WAS IST ZU TUN?

Es ist Sache desVermieters, die Vorausset-
zungen in Bezug auf Art, Beschaffenheit
und Lage der Mietsache zu schaffen, die
für die Erteilung behördlicher Erlaubnisse
notwendig sind. Diese Verantwortung des
Vermieters kann individualvertraglich,
nicht aber formularmäßig auf den Mieter
übergewälzt werden. Daher sollte vor
Abschluss eines Mietvertrags geprüft wer-
den, welche Voraussetzungen unter
Berücksichtigung des vertraglich verein-

barten Mietzwecks an die Mietsache
gestellt werden. Der Mietzweck sollte
zudem klar bestimmt sein. Sofern die Ver-
antwortlichkeit desVermieters individual-
vertraglich auf denMieter übertragenwer-
den soll, ist auf eine geeignete Formulie-
rung der mietvertraglichen Regelung zu
achten, damit nicht – wie im vorliegenden
Fall – Risiken beim Vermieter bleiben,
weil die Vertragsgestaltung lückenhaft
war. (redigiert von Anja Hall)

Rechtsanwalt
Dr. Mahdad
Mir Djawadi

von Lenz und Johlen
Quelle: Lenz und Johlen

Öffentliches Recht. Verlangt eine Behörde
vom Vermieter, Name und Anschrift des
Mieters zu nennen, um Zweckentfremdung
von Wohnraum zu verhindern, kann der
Vermieter das nicht mit Verweis auf die
DSGVO verweigern.

VG Freiburg, Beschluss vom 20. Mai 2020,
Az. 4 K 5017/19

Die Weitergabe von Mieterdaten
ist kein Datenschutzverstoß
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DER FALL

Der Eigentümer einer Wohnung wendet
sich im einstweiligen Rechtsschutzverfah-
ren gegen die Aufforderung der Ge-
meinde, ihr Auskunft über die Nutzung
seiner Wohnung zu geben. Die Gemeinde
hatte eine Satzung über das Verbot der
Zweckentfremdung vonWohnraum erlas-
sen. Beimehreren zeitversetzten örtlichen
Überprüfungen stellte sie fest, dass die
Rollladen der betreffenden Wohnung ver-
schlossen waren. Sie bat deshalb den
Eigentümer wegen einer möglichen
Zweckentfremdung durch Leerstand um
Informationen darüber, wie die Wohnung

genutzt wird. Er sollte auch entspre-
chende Nachweise vorlegen. Der Eigentü-
mer teilte daraufhin mit, dass die betrof-
fene Wohnung zwar leer stehe, allerdings
vermietet sei und sich lediglich der Einzug
des Mieters verzögere. Den Mietvertrag
könne er aus Datenschutzgründen nicht
vorlegen, da die Mietpartei ihr Einver-
ständnis hierzu nicht gegeben habe. Die-
ser Argumentation ist das VG Freiburg
nicht gefolgt und hat unter anderem des-
halb das einstweilige Rechtsschutzersu-
chen abgelehnt.
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DIE FOLGEN

Das Gericht hat klargestellt, dass der
Adressat einer Auskunftsanordnung nicht
gegen die Vorgaben der Datenschutz-
grundverordnung verstößt, wenn er der
Behörde wie gefordert den Mietvertrag
sowie Namen und Anschrift seines Mie-
ters vorlegt. Er kommt damit vielmehr sei-
ner gesetzlichen Aufklärungspflicht zur
Verhinderung der Zweckentfremdung

von Wohnraum nach und damit einer
rechtlichen Verpflichtung im Sinne des
Art. 6 Abs. 1 lit. c DSGVO in Verbindung
mit Abs. 3 Satz 1 lit. b, welche die Daten-
verarbeitung rechtfertigt. Ein Vermieter
kann sich in solchen Fällen also nicht auf
die DSGVO berufen, um personenbezo-
geneDaten seines – vermeintlichen –Mie-
ters vor der Behörde geheim zu halten.
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WAS IST ZU TUN?

Bei der Zweckentfremdung von Wohn-
raum unterliegen Betroffene, etwa die
Wohnungseigentümer, einer Auskunfts-
pflicht, wobei aber der Datenschutz
besonders berücksichtigt werden muss.
Die anfordernde Behörde darf ihr
Auskunftsersuchen dabei nicht ohne kon-
krete Anhaltspunkte anlasslos „ins Blaue
hinein“ formulieren, und es muss über-
dies verhältnismäßig sein. Unter anderem
müssen die Informationen, die die

Behörde anfordert, für dieweitere Prüfung
unbedingt erforderlich sein. DieseÜberle-
gungen wird primär die handelnde
Behörde anzustellen haben. Adressaten
eines Auskunftsersuchens sollten den-
noch für diese datenschutzrechtlichen
Fragen sensibilisiert sein. Und wenn es
sich aufdrängt, dass das Auskunfts-
ersuchen unwirksam ist, sollten sie im
äußersten Fall die Datenweitergabe ver-
weigern. (redigiert von Anja Hall)

Rechtsanwalt
Prof. Dr. Heiko Fuchs

von Kapellmann
und Partner

Baurecht. Beantragt der Bauherr beim
Gericht, den Unternehmer zur
Arbeitsaufnahme zu verpflichten, kann er
damit nicht verhindern, dass es zu
Verzögerungen im Bauablauf kommt.

KG, Beschluss vom 6. April 2020,
Az. 7 W 32/19

Die einstweilige Verfügung schützt
nicht vor Bauverzögerungen
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DER FALL

Die Parteien eines Bauvertrags, der nach
dem 1. Januar 2018 geschlossen wurde,
streiten darüber, ob zwei Nachtragsange-
bote desUnternehmers berechtigt sind. Er
hat sie erstellt, nachdem der Auftraggeber
ihm geänderte Bauablaufpläne vorgelegt
hat. Der Unternehmer macht die Fortset-
zungder Leistungendavon abhängig, dass
er mit den Angeboten beauftragt wird.
Deshalb beantragt der Auftraggeber bei
Gericht den Erlass einer einstweiligen
Verfügung nach § 650d BGB: Der Unter-

nehmer soll verpflichtet werden, die
Bodenbelagsarbeiten unverzüglich aufzu-
nehmen. Hilfsweise beantragt der Auf-
traggeber festzustellen, dass der Unter-
nehmer nicht berechtigt ist, die von ihm
geschuldeten Leistungen mit der Begrün-
dung zu verweigern, dass er nicht mit
einem der Nachtragsangebote beauftragt
wurde. Würde sich die Fertigstellung des
Bauwerks weiter verzögern, seien Miet-
ausfälle von 55.000 Euro pro Monat zu
erwarten, argumentiert der Bauherr.
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DIE FOLGEN

Der Bauherr hat vor Gericht keinen Erfolg.
In der juristischen Fachliteratur ist die
Frage umstritten, ob § 650d BGB über-
haupt eine Leistungsverfügung erlaubt.
Das hat das Gericht hier auch nicht beant-
wortet. Der Antrag ist jedenfalls nicht
nötig, um drohende Nachteile für den
Bauherrn abzuwehren. Denn selbst wenn
dasGericht die Verfügung erlassenwürde,
ist damit nicht zugleich geregelt, dass die
Arbeiten fortgeführt und innerhalb einer
bestimmten Zeit zum Abschluss gebracht
werden müssen. Die Mietausfälle werden

ohnehin nicht dadurch verhindert, dass
mit den Arbeiten angefangen wird, son-
dern dass sie beendet werden. Auch der
Hilfsantrag hat keinen Erfolg. Denn der
Bauherr hat selbst vorgetragen, dass er
aufgrund der geänderten Bauablaufpläne
keine Anordnung nach § 650b Abs. 2 BGB
getroffen hat. Die Vermutung eines Verfü-
gungsgrunds nach § 650d BGB setzt
jedoch voraus, dass sich die Parteien über
eine solche Anordnung oder deren Folgen
für die Vergütung nach § 650c BGB
streiten.
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WAS IST ZU TUN?

Das neue Bauvertragsrecht gilt für Ver-
träge, die seit dem 1. Januar 2018 ge-
schlossen worden sind. Die einstweilige
Verfügung nach § 650d BGB sollte dabei
anstelle der vielfach geforderten Bauver-
fügung für eine schnelle Klärung von
Nachtragsstreitigkeiten und damit einen
reibungslosenBauablauf sorgen.Dass erst
nach gut zweieinhalb Jahren die erste

obergerichtliche Entscheidung dazu be-
kannt wird, bestätigt die allgemeine Kritik
an der nicht durchdachten und nicht
praxisgerechten Vorschrift. Sie schreckt
selbst den versiertesten Prozessrechtler
vor einem solchen Verfahren ab und trägt
mit dazu bei, dass das neue Bauvertrags-
recht in der Praxis noch nicht angekom-
men ist. (redigiert von Anja Hall)

Das Thema Rechtsnachfolge ist auf den
ersten Blick an sich nicht kompliziert,
aber in der Praxis beim Immobilienkauf
doch durchaus lästig. Denn man muss
Dokumente zum Nachweis einer Rechts-
nachfolge gegenüber dem Grundbuchamt
erbringen, damit einKauf überhaupt voll-
zogen werden kann. In der Regel kostet es
Zeit, diese Nachweise zu beschaffen – und
das kann wiederum den Abschluss ge-
fährden.

Definiert ist die Rechtsnachfolge als die
Nachfolge einer Person nach einer ande-
renPerson inBezugauf derenRechte und/
oder Pflichten. Es kann sich dabei um eine
sogenannte Einzelrechtsnachfolge oder
um eine Gesamtrechtsnachfolge handeln.
Als Ausnahme von der Gesamtrechts-
nachfolge gibt es außerdem die Sonder-
rechtsnachfolge, insbesondere wenn
wegen Todes Personengesellschaftsanteile
übergehen. Die Rechtsnachfolge kann
aufgrund eines Rechtsgeschäfts, aufgrund
eines Gesetzes oder aufgrund eines
Hoheitsakts erfolgen.

Ein typischer Fall ist, dass Erben die
Immobilie des verstorbenen Eigentümers
verkaufen möchten. Hier liegt eine
Gesamtrechtsnachfolge kraft Gesetzes auf
derVerkäuferseite vorAbschluss desKauf-
vertrags vor. Die verkaufenden Erben
müssen also demKäufer und demGrund-
buchamt nachweisen, dass sie als Verkäu-
fer legitimiert sind, obwohl noch der
verstorbene Eigentümer im Grundbuch
steht und nicht sie als die handelnden
Personen.

Grundsätzlich kann die Erbfolge nur
durch einen Erbschein nachgewiesen
werden. Beruht jedoch die Erbfolge auf
einer Verfügung von Todes wegen, die in
einer öffentlichen Urkunde enthalten ist,
danngenügt es, demGrundbuchamtdiese
Verfügung und die Niederschrift des
Nachlassgerichts über die Eröffnung der
notariellen Verfügung vorzulegen. In der
Praxis fallen hierunter insbesondere das
notarielle Testament und der Erbvertrag.

Ein weiteres Beispiel: Eine Gesamt-
rechtsnachfolge kraft Gesetzes nach Ab-
schluss des Kaufvertrags auf der Käufer-
seite findet etwa dann statt, wenn der
Käufer nach der Beurkundung verstirbt.
Auch in diesem Fall ist dessen Erbfolge
dem Grundbuchamt nachzuweisen,
damit die Erben nach Vollzug des Kauf-
vertrags in das Grundbuch eingetragen
werden können.

Um eine Gesamtrechtsnachfolge kraft
Rechtsgeschäfts auf der Verkäuferseite vor
Abschluss desKaufvertrags handelt es sich
beispielsweise, wenn eine X-GmbH im
Grundbuch steht, diese aber nach dem
Umwandlungsgesetz bereits auf eine
Y-GmbH verschmolzen wurde. Zum
Vollzug des Kaufvertrags muss das
Grundbuch berichtigt werden, das erfolgt
unter Verweis auf Handelsregistereintra-
gungen.

Da wir beim typischen Immobilien-
kaufvertrag die verschiedenen Protago-
nisten Käufer, Verkäufer und im Grund-
buch eingetragene Gläubiger von Käufer
und Verkäufer haben, können theoretisch
24 verschiedene Fallgruppen von Rechts-
nachfolge konstruiert werden: Zwei (Ein-
zel- oder Gesamtrechtsnachfolge) mal
drei (kraft Gesetzes, rechtsgeschäftlich
oder aufgrund eines Hoheitsakts)mal vier
(Käufer, Verkäufer und jeweilige Gläubi-
ger). Streng genommen könnteman sogar
diese Fälle von Rechtsnachfolge noch in
solche vor und solche nach Abschluss des
Kaufvertrags unterscheiden – also in ins-
gesamt 48 Fallgruppen.

Beim Thema Rechtsnachfolge ist es
daher nicht ganz leicht, den Überblick zu
behalten. Deshalb lautet der wichtigste
Praxistipp: Seien Sie wachsam und spre-
chen Sie bereits einen etwaigen „Ver-
dacht“ auf Rechtsnachfolge so frühzeitig
wie möglich gegenüber dem Notar an.
Dann können schnell, unter Umständen
schon parallel zur Entwurfsfertigung,
eventuell notwendige Nachweise angefor-
dert werden. Wird dies bedacht, verzögert
sich der Abschluss des Kaufvertrags nicht
zu sehr. (redigiert von Anja Hall)

Folge 70:
Die Rechtsnachfolge

Notarinnen und Notare erklären in
dieser regelmäßig erscheinenden
Kolumne die wichtigsten Begriffe.

DAS ABC DES
IMMOBILIENRECHTS

Prof. Dr. Axel Adrian,
Notar in Nürnberg
Bild: privat
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